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--------- 



Bekanntmachung der 

H A U S H A L T S S A T Z U N G  

der Samtgemeinde Heeseberg für das Haushaltsjahr 2001 

Auf Grund des § 84 der Nieders. Gemeindeordnung hat der Samtgemeinderat der 
Samtgemeinde Heeseberg in der Sitzung am 05. Dezember 2000 folgende 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2001 beschlossen: 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2001 wird 

im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 
in der Ausgabe auf 

im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 
in der Ausgabe auf 

festgesetzt. 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für lnves'titionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 2.000.000 DM 
festgesetzt. 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 750.000 DM 
festgesetzt. 

§ 5 

Es wird eine Samtgemeindeumlage in Höhe von 1.050.000 DM erhoben. Davon wird 
gem. 5 1 I der Hauptsatzung eine Hälfte nach der Einwohnerzahl (30.6.00) festgesetzt. 
Für die andere Hälfte wird folgender Umlagesatz festgesetzt: 20,4974 % von der 
Steuerkraftmeßzahl für Umlagen (Grundsteuer A, Grundsteuer B, Gewerbesteuer, 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer). 

§ 6 

Unerheblich im Sinne des § 89 (1) sind über- und außerplanmäßige Ausgaben bis zu 
einem Betrag von 2.000,- DM. 

Jerxheim, den 05. Dezember 2000 

gez. S. Stoffregen 

Samtgemeindebürgermeister 

gez. Heidemann 

Samtgemeindedirektor 



Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2001 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 

Die nach § 92 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung 
ist durch den Landkreis Helmstedt am n6.03.200~ unter dem Aktenzeichen 
,W ,45- 00 erteilt worden. 

Die nach § 76 Abs. 2 NGO in Verbindung mit § A5' Abs. 6 NFAG erforderliche 
Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am ,t6 03.3W,t 
unter dem Aktenzeichen du - ~ s - -  09 erteilt worden. 

Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 

zur Einsichtnahme in Zimmer 8 der Samtgemeindeverwaltung in Jerxheim, 
Helmstedter Str. 17, öffentlich aus. 

Jerxheim. den - /q03+&2~ 

gez. Heidemann 

Samtgemeindedirektor 

AB1.-Nr. 10 vom 23.03.2001 



Bekanntmachung der 

HAUSHALTSSATZUNG der Gemeinde Mariental 

für das Haushaltsjahr 2001 

Aufgrund des 84 der Nds. Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Mariental in der 
Sitzung am 15. Februar 2001 folgende H a u s h a l t ~ s a ~ g  fur das Haushaltsjahr 2001 be- 
schlossen: 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2001 wird 

im Verwaltungshaushalt - in der Einnahme auf 
- in der Ausgabe auf 

im Vennögenshaushalt - in der Einnahme auf 
- in der Ausgabe auf 

festgesetzt. 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsför- 
derungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 2.000.000,-- DM festgesetzt. 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2001 zur rechtzeitigen Lei- 
stung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 400.000,-- DM fest- 
gesetzt. 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden f i r  das Haushaltsjahr 2001 wie folgt 
festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

(Grundsteuer A) 

b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 

2. Gewerbesteuer 

Mariental, den 16. Februar 200 1 

gez. V. Dewitz 

Bürgermeister 
gez. Kemnah 

Gemeindedirektor 



Die vorstehende Haushaltssatzung fiir das Haushaltsjahr 2001 wird hiermit öffentlich be- 

kanntgemacht. 

Die nach § 92 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am 

unter dem Aktenzeichen W-AS--OO erteilt worden. 

Der Haushaltsplan liegt nach 9 86 Abs. 2 Satz 3 NGO 

vom 0.2.m. d a - 4  bis 06 -04.203A 

und vom 09.0% a,f bis A0.W. %C)A 

zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwaltung Grasleben, Bahnhofstraße 4, 

38368 Grasleben, Zimmer 18, öffentlich aus. 

Mariental, den 23.0 3. d a 4  

gez. Kemnah 

Gemeindedirektor 

AB1.-Nr. 10 vom 23.03.2001 



Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung 

der Gemeinde Süpplingenburg für das Haushaltsjahr 2001 

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der 
Gemeinde Süpplingenburg in der Sitzung am 14.02.2001 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen: 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2001 wird festgesetzt 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 659.500 DM 

in der Ausgabe auf 825.000 DM 

im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 47.700 DM 
in der Ausgabe auf 47.700 DM 

Kredite für Investitionen und investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 
veranschlagt. 

93 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2001 zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
auf 200.000 DM festgesetzt. 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt: 
1. Grundsteuer. a) für land- U. forstwirtschaftl. Betriebe (Grundst. A) 280 V. H. 

b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 280 V. H. 
2. Gewerbesteuer 300 V. H. 

Unerheblich im Sinne des § 89 (1) NGO sind über - oder außerplanmäßige 
Ausgaben bis zu einem Betrag im Einzelfall von 500 DM. 

Süpplingenburg, den 14.02.2001 

gez . Buchhäusel 
Bürgermeister 

gez. H. Wolters 

1. stellvertr. Bürgermeisteri 



Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2001wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 

Die nach W, § 94 (2) NGO o t  
M erforderliche (pi3 Genehmigung (m ist 1 spd durch den Landkreis 
Helmstedt amdo.03.2~0~ unter dem Aktenzeichen 20 - AS- 00 C .vL'Lf cmrdev, 

Der Haushaltsplan liegt nach 5 86 (2) Satz 3 NGO 
vom o2W.o~ bis O60ct-04 und vom @.&-o/c bis Au. QkOA 
zur Einsichtnahme in der Gemeindeverwaltung öffentlich aus 

Süpplingenburg, den 2f.o 3 -  ~ W A  

gez. Buchhäusel 

Bürgermeister 

AB1.-Nr. 10 vom 23.03.2001 





§ 3 
Friedhofsvenvaltung 

(I) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet. 

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen Bestimmungen und den all- 
gemeinen staatlichen Vorschriften. 

(3) Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben kann der Kirchenvorstand einen Ausschuß oder eine 
kirchliche Venvaltungsstelle beauftragen. 

(4) Die kirchliche Aufsicht richtet sich nach dem jeweils geltenden kirchlichen Recht. 

§ 4 
Amtshandlungen 

(1) Bestattungen sind rechtzeitig vorher bei dem Pfarramt des Friedhofsträgers anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die 
Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) gestaltend mitwirken wird. 

(2) Das Pfarramt des Friedhofsträgers kann nach Anhörung des Kirchenvorstandes denjenigen, der die Bestattung leiten 
oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschließen, wenn er verletzende Äußerungen gegen den christ- 
iichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. 

(3) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der Genehmigung des Kirchenvorstandes. 

11. Ordnungsvorschriften 

§ 5 
Öffnungszeiten 

(1) Der Friedhof ist tagsüber bzw. während der an den Eingängen bekanntgegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 

(2) Aus besonderem Anlaß kann der Friedhof ganz oder teilweise fiir den Besuch voriibergehend geschlossen werden. 

$ 6  
Verhalten auf dem Friedhof 

(1) Der Friedhof erfordert ein der Würde des Ortes entsprechendes Verhalten. Äußerungen, die sich gegen den christ- 
lichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, sind zu unterlassen. 

(2) Kinder unter 12 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung und unter der Verantwortung Erwachsener betreten. 

(3) Auf dem Friedhof ist nicht gestattet: 
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen Kinderwagen, Handwagen und Rollstühlen, zu befahren, 
b) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten und Druckschriften zu verteilen, 



C) Tiere, mit Ausnahmen von Blindenhunden, mitzubringen, 
d) Abraum außerhalb der da&r vorgesehenen Plätze abzulegen, 
e) Einrichtungen und Anlagen einschließlich der Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen, 
f )  zu lärmen und zu spielen, 
g) an Sonn- und Feiertagen in der Nähe von Bestathmgsfeiern Arbeiten auszuführen. 

(4) Der Kirchenvorstand kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen anderer nicht beeinträchtigt werden. 

( 5 )  Der Kirchenvorstand kann für die Ordnung auf dem Friedhof weitere Bestimmungen erlassen. 

(6)  Den Anordnungen der mit der Aufsicht betrauten Personen ist Folge zu leisten. 

9 7 
Gewerbliche Arbeiten 

(1) Gewerbetreibende haben die für den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten. 

(2) Eine gewerbliche Tätigkeit kann vom Kirchenvorstand untersagt werden, wenn der Gewerbetreibende wiederholt 
gegen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat und ihm danach schriftlich mitgeteilt worden ist, daß die 
weitere gewerbliche Tätigkeit im Wiederholungsfall untersagt werden wird. 

(3) Die f3r die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur 
an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der 
Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand m verlassen, bei Unterbrechung der Tagesarbeit so 
hemichten, daß eine Behinderung anderer ausgeschlossen ist. Die Gewerbetreibenden dürfen auf dem Friedhof 
keinen Abraum lagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofes ge- 
reinigt werden. 

(4) Gewerbetreibende haften gegenüber der Kirchengemeinde für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

111. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

$ 8  
Anmeldung einer Bestattung 

(1) Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig anzumelden. 

(2) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht nachm- 
weisen. 

(3) Der Zeitpunkt der Bestattung wird vom Kirchenvorstand im Einvernehmen mit dem zuständigen Pastor festgelegt. Die 
Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 



9 9  
Ruhezeiten 

(1) Die Ruhezeiten fur Leichen beträgt 30 Jahre, bei verstorbenen Kindern bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 30 Jahre. 

(2) Die Ruhezeit fur Aschen beträgt 30 Jahre. 

0 9 a  
Särge 

( 1 ) Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, daß jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Sie 
dürfen nicht aus schwer vergänglichen Stoffen hergestellt sein, soweit nicht anderes ausdrücklich vorgeschrieben ist. 

(2) Die Särge sollen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind größere Särge erfor- 
derlich, so ist dies dem Kirchenvorstand bei der Anmeldung der Bestattung mitzuteilen. 

§ 10 
Umbettungen und Ausgrabungen 

(1) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht vorgenommen werden. 

(2) Aus zwingenden Gninden des öffentlichen Interesses können Leichen oder Aschen in ein anderes Grab gleicher Art 
umgebettet werden. Die Nutzungsberechtigten sind vorher anzuhören, es sei dem, daß die Anschriften nicht recht- 
zeitig ermittelt werden können. 

(3) Ausnahmsweise kann auch den Angehörigen bei besonders gewichtigen Gründen ein Recht auf Umbettung zustehen. 
Antragsberechtigt ist der jeweilige Nutzungsberechtigte. Bei allen Umbettungen muß das Einverständnis des Ehe- 
gatten, der Kinder und der Eltern durch schriftliche Erklärung nachgewiesen werden. Der Antragsteller hat sich 
schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wieder- 
instandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen etwa entstehen. 

(4) Jede Umbettung bedarf der vorherigen Genehmigung des Kirchenvorstandes. Bei der Umbettung von Leichen, deren 
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, kann die Genehmigung erst erteilt werden, wenn Air die Umbettung die schrift- 
liche Genehmigung der Ordnungsbehörde und eine Bescheinigung des Gesundheitsamtes vorliegen. Umbettungen von 
Leichen oder Aschen aus einem Reihengrab in ein anderes Reihengrab des gleichen Friedhofes sind mit Aus-nahme 
der Fälle des Absatzes 2 nicht zulässig. 

(5) Die Grabmale und ihr Zubehör können umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen der neuen Grabab-teilung 
nicht entgegenstehen. 



IV. Grabstätten 

§ 11 
Arten und Größen 

Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfügung: 

a) Reihengrabstätten 
b) Wahlgrabstätten 
C) Umenreihengrabstätten 
d) Rasenreihengrabstätten 

An den Grabstätten werden nur öffentlich rechtliche Nutzungsrechte nach dieser Friedhofsordnung verliehen. Ein 
Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. 

Rechte an einer Grabstätte werden nur beim Todesfalle verliehen. Bei Wahlgrabstätten kann der Kirchenvorstand 
Ausnahmen zulassen. 

In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche beigesetzt werden. Eine verstorbene Mutter und ihr 
gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt -verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig verstorbenen Kinder bis zum 
vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle beigesetzt werden. 

in einer bereits belegten Wahl- oder Umenwahlgrabstelle darf zusätzlich eine Asche beigesetzt werden, wenn der be- 
reits Beigesetzte der Ehegatte oder ein naher Verwandter des Beizusetzenden war. 

Bei neu anzulegenden Grabstätten sollten die Grabstellen etwa folgende Größe haben: 

a) für Särge 
von Kindem: Länge: 1,50 m, Breite: 0,90 m, 
von Erwachsenen: Länge: 2,20 m, Breite: 0,90 m (Doppelgrabstelle: Länge: 2,20 m, Breite: 2,20 m), 
b) für Umen: Länge: 1,00 m, Breite: 0,75 m. 

Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maßgebend. 

Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der 
Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. 

Die Gräber für Erdbeisetzungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 

§ 12 
Reihengrabstätten 

Reihengrabstätten werden im Todesfall der Reihe nach einzeln filr die Dauer der Ruhezeit vergeben. Das 
Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 

Das Abräumen von Reihengrabfeldem oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird 3 Monate vorher 
öffentlich bekannt gegeben. 



§ 13 
Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstatten werden mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben. Die Dauer des Nutzungsrechts beträgt 
30 Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das Nutzungsrecht wird eine Bescheinigung ausgestellt. 

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach 5 2 Abs. 2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um 10 
Jahre beliebig oft verlängert werden. Der Kirchenvorstand ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Ver- 
längerungsantrages aufzufordern. Bei einer Beisetzung verlängert sich das Nutzungsrecht fiir die gesamte Wahlgrab- 
stätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die Gebühren f3r die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen Ge- 
bührenordnung. 

(3) In einer Wahlgrabstätte dürfen der Nutzungsberechtigte und folgende Angehörige des Nutzungsberechtigten beige- 
setzt werden: 

1. Ehegatte, 
2. Kinder *I) (eheliche, nichteheliche, als Kind angenommene Kinder), 
3.  Enkel (eheliche, nichteheliche, als Kind angenommene Kinder der Kinder), 
4. Eltern (auch Annehmende von als Kind angenommenen Personen), 
5. Geschwister (auch Halbgeschwister *2)), 
6. Großeltern (auch Eltern der Annehmenden, die eine Person als Kind angenommen haben), 
7. Ehegatten der Kinder, der Enkel, der Geschwister, 
8. Erben, die nicht unter den vorgenannten Personenkreis fallen, soweit es sich um natürliche Personen handelt. 

Grundsätzlich entscheidet der Nutzungsberechtigte, wer von den beisetzungsberechtigten Personen beigesetzt wird. 
Kann nach dem Tode eines Beisetzungsberechtigten die Entscheidung des Nutzungsberechtigten dem Kirchenvor- 
stand nicht rechtzeitig vor der Beisetzung mitgeteilt werden, so ist der Kirchenvorstand nach pflichtgemaer Prüfung 
berechtigt, die Beisetzung zuzulassen. 

Die Beisetzung anderer Personen, auch nichtverwandter Personen (2.B. Angehörige des Ehegatten, Stiefkinder des 
Nutzungsberechtigten oder seines Ehegatten, Stiefgeschwister *2), Verlobte) bedarf eines Antrages des 
Nutzungsberechtigten und der Genehmigung des Kirchenvorstandes. 

(4) Der Nutmngsberechtigte kann zu seinen Lebzeiten sein Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 Nm. 1 bis 8 ge-nannten 
Personen Ubertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind schriftliche Erklärungen des bisherigen und des 
neuen Nutzungsberechtigten sowie die schriftliche Genehmigung des Kirchenvorstandes erforderlich. 

( 5 )  Der Nutzungsberechtigte soll dem Kirchenvorstand schriftlich mitteilen, auf welchen seiner beisetzungsberechtigten 
Angehörigen das Nutzungsrecht nach seinem Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserkläning des 
Rechtsnachfolgers ist nach Möglichkeit beizubringen. 

Hat der Nutzungsberechtigte nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach seinem Tode übergehen soll, so geht das 
Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 beisetzungsberechtigten Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. 
Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. 

Der Rechtsnachfolger hat dem Kirchenvorstand auf dessen Verlangen nachzuweisen, daß er neuer Nutzungsbe- 
rechtigter ist. Ist der Rechtsnachfolger nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er das Nutz- 
ungsrecht auf eine andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine 
Person übertragen, die auf Grund seines Nutzungsrechtes beisetzungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für die 
Übertragung gilt Absatz 4. 



§ 14 
Urnenreihengrabstätten 

(1) Umenreihengrabstätten sind Grabstellen, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit 
zur Beisetzung einer Asche vergeben werden. In einer Umenreihengrabstätte kann nur eine Asche beigesetzt werden. 

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fur Reihengrabstätten auch 
für Umenreihengrabstätten. 

§ 15 
Rasenreihengrabstätten 

(1) Rasenreihengrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen fiir die Dauer der Ruhezeit vergeben. 

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fiir die Reihengrabstätten 
auch fiir Rasenreihengrabstätten. 

§ 16 
Grabregister 

Der Kirchenvorstand W Verzeichnisse der Beigesetzten, der Grabstätten, der Nutzungsrechte und der Ruhezeiten. 

V. Gestaltung der Grabstätten und der Grabmale 

§ 17 
Anlage und Unterhaltung der Grabstätten 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, daß die Würde des Friedhofes in seinen 
einzelnen Teilen und in seiner Gesarntanlage gewahrt wird. Bei der Gestaltung sind die Richtlinien über die Ge- 
staltung der Grabstätten und Grabmale (Anhang) zu beachten. Sie sind Bestandteil der Friedhofsordnung. 
Weitergehende Gestaltungsvorschrifien werden ggf. in einer besonderen Ordnung filr die Gestaltung der Grabstätten 
und Grabmale geregelt. 

(2) Rasenreihengrabstätten sind mit einer bilndig mit dem Rasen verlegten Namensplatte zu versehen, auf der Vor- und 
Nachname sowie Geburts- U. Sterbetag derldes Verstorbenen verzeichnet sind. Bei Doppelgrabstellen ist jede Grab- 
stelle mit einer solchen Platte zu versehen. Gleiches gilt auch fUr jede nachträglich beigesetzte Urne. 
Die Herstellung der Platte in den Maßen 40 cm Breite und 30 cm Höhe wird von der Friedhofvenvaltung veranlasst 
und dem Antragsteller oder Nutzungsberechtigten mit dem Gebiihrenbescheid in Rechnung gestellt. Die Herrichhuig 
einer planebenen Oberfläche der Grabstelle ist von den Angehörigen zu veranlassen, die Verlegung der Namens-platte 
und die Raseneinsaat nimmt der Friedhofsträger vor. 

(3) Grabschmuck ist auf Rasenreihengräbem nicht zulässig. 







VI. Benutzung der Leichenhalle und der Friedhofskapelle 1 Aussegnungshalle 

§ 23 
Leichenhalle / Leichenkarnmer 

(I) Die Leichenhalle / Leichenkammer dient zur Auhahrne von Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit Erlaubnis des 
Kirchenvorstandes betreten werden. 

(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der Leichenhalle / Leichenkammer 
von einem Beauftragten des Kirchenvorstandes geöffnet werden. Särge sollen spätestens 112 Stunde vor Beginn der 
Trauerfeier geschlossen werden. 

(3) Ein Sarg, in dem ein Verstorbener liegt, der irn Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Bundes-Seuchengesetz 
meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei dem der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt 
bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher 
Genehmigung des Gesundheitsamtes geöffnet werden. 

§ 24 
Friedhofskapelle 1 Aussegnungshalle 

(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle / Aussegnungshalle zur Verfügung. 

(2) Die Benutzung kann versagt werden, wenn der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Bundes- 
Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihm der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

VII. Gebühren 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtung werden Gebühren nach der jeweils geltenden Gebührenordnung 
erhoben. 

VIII. Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 26 
Übergangsvorschriften 

Diese Ordnung gilt für alle bestehenden Nutzungsrechte. 





Anhang zur Friedhofsordnung 

Richtlinien über die Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 

I. Gestaltung der Grabstätten 

0 1. Alle Grabstätten müssen in einer des Friedhofes würdigen Weise angelegt und unterhalten werden. 

02. Beim Bepflanzen darf die Größe der Grabstätte nicht überschritten werden. 

03. Die Grabstätten sind nur mit Gewächsen zu bepflanzen, durch die benachbarte Grabstätten nicht gestört werden. Wird 
dies nicht beachtet oder wachsen die Pflanzen über die Grabstätten hinaus, so ist der Kirchenvorstand nach erfolgloser 
schriftlicher Aufforderung zur Beseitigung der Beeinträchtigung berechtigt, die Anpflanzungen zurückzuschneiden oder 
zu beseitigen. 

04. Hohe Grabhügel sind zu vermeiden, weil eine harmonische Gesamtwirkung der Grabfelder und eine gute gärtnerische 
Gestaltung der Grabstätten dadurch gestört wird. Um die einzelnen Grabstellen anzudeuten, genügt es, flache HUgel 
anzulegen, die mit kriechenden dauergrünen Gewächsen und niedrigen Blumen bepflanzt werden können. Der 
Grabhügel soll die Höhe von 20 cm nicht überschreiten. 

05. Die Grabstätten oder die Grabstellen sollen nur dann mit festem Material eingefasst werden, wenn dies wegen der 
Beschaffenheit des Bodens notwendig ist. Einfassungen aus Beton oder Zement sind zu vermeiden. Einfassungssteine 
sollten nicht länger als 50 cm sein. 

06. Grababdeckungen mit Beton, Terrazzo, Teerpappe u.ä. sind nicht zulasig. Das Belegen der Grabstätten mit Kies oder 
Splitt oder ähnlichen Stoffen anstelle einer Bepflanzung ist unerwünscht. 

07. Sind ausnahmsweise Grabsutten mit Grabplatten abgedeckt, so ist der Pflanzenschmuck auf die fieien Teile des Grabes 
zu beschränken. 

08. Der Grabschmuck soll nur aus natürlichen Pflanzen und Blumen bestehen. 

09. Behälter für Schnittblumen sind entweder unauffällig aufiustellen oder in die Erde einzulassen. Blechdosen, Ein- 
kochgläser, Flaschen u.ä. sollen für die Auhahrne von Schnittblumen nicht verwandt werden, mindestens jedoch un- 
sichtbar sein. 

10. Bänke und Stühle auf oder neben Grabstätten stören in der Regel das Friedhofsbild. Der Kirchenvorstand kann in be- 
sonders gelagerten Einzelfällen jedoch die Aufstellung von Bänken genehmigen. Die Bänke sind klein zu halten und 
unauffiillig zu gestalten. 

11. Dem Nutmgsberechtigten ist nicht gestattet, Bäume, große Sträucher und Hecken ohne Genehmigung des Kirchen- 
vorstandes zu beseitigen, weil durch solche Maßnahmen das Gesamtbild des Friedhofes gestört werden kann. 









111. Gebühren für die Beisetzung 

für das Ausheben und Verfüllen der Grube, Abräumen der Kränze und der überflüssigen 
Erde 
1. für eine Erdbestattung 

a) bei Verstorbenen bis zum Vollendeten 5. Lebensjahr: DM 
b) bei Verstorbenen ab dem 6.  Lebensjahr: DM 

2. für eine Urnenbestattung: DM 

IV. Gebühren für Umbettungen 

1. für die Ausgrabung einer Leiche: 
2. für die Ausgrabung einer Asche: 

V. Gebühren für die Genehmigung der Errichtung oder Änderung von Grabmalen und 
für die Prüfung der Standsicherheit von Grabmalen 

a) für die Genehmigung zur Errichtung oder Änderung: 50,--DM 
b) für die laufende Überprüfung der Standsicherheit während 

der Dauer des Nutzungsrechts (hierunter fallen nicht liegende 
Grabmale): 60,--DM 

C) für die laufende Überprüfung der Standsicherheit (hierunter 
fallen nicht liegende Grabmale) bei der Verlängerung von 
Nutzungsrechten, für jedes Jahr der Verlängerung: 2,--DM 

VI. Friedhofsunterhaltungsgebühr 

für ein Jahr, je Grabstelle 

V1 . Sonstige Gebühren 

a) Pflegekosten nach Abräumen vor Ablauf der Ruhefiist, 
je Jahr und Grabstelle: 

b) Entsorgungspauschale, je Beerdigung: 

Für besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen sind, setzt der 
Kirchenvorstand die zu entrichtende Vergütung von Fall zu Fall nach dem tatsächlichen Auf- 
wand fest. 




